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Sachgebiet 53 

Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 
— Drucksache 12/3566 — 

hier: Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates 

Die Bundesregierung nimmt zu der Stellungnahme 
des Bundesrates — beschlossen in der Sitzung vom 
16. Oktober 1992 zur Bundesrats-Drucksache 
606/92 — wie folgt Stellung: 

Die Bundesregierung hält an ihrer — in der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs erläuterten — Auffassung 
fest, daß die zur Sicherung des Wohnbedarfs vorgese-
henen Leistungen auch in Ballungsgebieten, in denen 
unverhältnismäßig hohe Mieten bestehen, ausrei-
chend sind. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 13. November 1992 — 021 (221) — 372 35 —
Un 9/92. 




